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Eröffnung und Begrüßung; 
Feststellung der Beschlussfähigkeit; 
Feststellung der Tagesordnung; 
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung; 
Niederschrift; 
	- Beschlussprotokoll der Sitzung vom 31.03.2021 (Haushalt); 
	- Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 24.02.2021; 
	- Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 25.02.2021 (Fortsetzung vom 

24.02.2021); 
	- Beschlussprotokoll der Sitzung vom 21.04.2021; 

Eilentscheidung des Oberbürgermeisters; 
Mandatsveränderungen; 
Einwohneranfragen (werden schriftlich beantwortet); 
	- Baumpflanzungen/Bereichsneugestaltungen im Mariannenpark; 

Einreicher: Denis Döhler, Wir für Schönefeld e.V.
	- Regionalplan Westsachsen; Einreicher: Dr. Matthias Gründig
	- Kosten Verkehrsformen; Einreicher: Thomas Gentsch
	- Durchsetzung der StVO in Anger-Crottendorf; Einreicher: Marcel 

Pruß
	- Problematik Strommasten im Stadtgebiet; Einreicher: Mario 

Friedrich
	- Nachfrage zur Einwohneranfrage VII-EF-02359 – Luft zum Atmen 

in der kommunalen Verkehrsüberwachung; Einreicher: Christoph 
Meißner

	- Gegen Graffiti kämpfen; Einreicher: Konrad Fehr
	- Parkraumbewirtschaftung nach fahrzeugspezifischen Kriterien; 

Einreicher: Erik Butter
	- Massive Einschränkungen für Anwohner wegen Filmproduktion 

vom 30.4. bis 4.5.2021; Einreicher: Karin Weiße
	- Mangel an Papierkörben und Hundestationen in Schönefeld; Ein-

reicher: Friedrich Förster
	- Mögliche Bewerbung der Stadt Leipzig als „European Green Capital“ 

für das Jahr 2024; Einreicher: Dieter Krause
Petitionen (werden nach TOP Einwohneranfragen aufgerufen); 
	- Öffentliches Beteiligungsverfahren zum geplanten Bau einer Rad- 

schnellwegverbindung zwischen den Städten Leipzig und Halle 
(Saale); 

	- Kampagne „Mission Fleisch“ und die Stadt Leipzig; 
	- Lärmbelastung Weiße Elster, Bereich Nonnenstraße; 
	- Petition nach § 12 SächsGemO zur Auslobung von drei Stipendien 

für Komposition, Orchester- und Chordirigenten sowie zur Aufhe-
bung des Eisler-Stipendiums der Stadt Leipzig; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zur Bereitstellung von 500.000 Euro 
zur Unterstützung Leipziger Chöre und Orchester für Requiemge-
denkveranstaltungen für die Corona-Toten des Freistaats Sachsen 
im Herbst 2021; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zur Gründung einer Kinderoper 
Leipzig an der Musikalischen Komödie unter dem Dach der Oper; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zu einem historischen Stadtfest in 
Verbindung mit einem Via-Regia/Via-Imperii-Musikfest – zusam-
men mit dem European Institut of Cultural Routes in Luxemburg; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zum Aufbau einer zentralen Be-
treuungseinheit für den digital gestützten Unterricht bei der Stadt 
Leipzig für die Schulen in kommunaler Trägerschaft; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zu einem Projekt Kinderbürgermei-
sterin und Kinderstadt der Stadt Leipzig; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zu einem eigenständigen Stolper-
steinprojekt Leipziger Schulen; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zu einer Prüfung des alten Karstadt-
Hauses in der City als neue Markthalle der Stadt Leipzig; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zur Ausweisung der neuen Bauge-
biete Eutritzscher Freiladebahnhof und Bayerischer Bahnhof als 
Null-Emissions-Gebiete; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zu einer großen Ausstellung „Leip-
ziger Stifter aus 800 Jahren“ mit Katalog im Jahr 2024 im Stadtge-
schichtlichen Museum; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zu gemeinsamen Kulturjahren mit 
den Leipziger Partnerstädten ab 2025; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zur Aufstellung der Europäischen 
Freiheitsglocke aus Gifhorn als neues, die Bürger der Stadt über-
zeugendes und begeisterndes Freiheits- und Einheitsdenkmal; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zur Öffnung von Gewandhaus, Oper, 
Musikalischer Komödie, Schauspielhaus, Theater der Jungen Welt 
sowie eventuell noch anderer Leipziger Kultureinrichtungen bis 
spätestens 1. Mai 2021; 

	- Petition nach § 12 SächsGemO zur Erstellung eines jährlichen 
Kindergartenberichts der Stadt Leipzig durch das Dezernat für 
Jugend und Schule; 

Besetzung von Gremien; 
	- Information zur Besetzung der beschließenden und beratenden Aus-

schüsse und des Ältestenrates durch die Fraktionen (13. Änderung); 
	- Behindertenbeirat (4. Änderung); 
	- Jugendbeirat (2. Änderung); 
	- Stadtbezirksbeirat Alt-West (1. Änderung); 
	- Migrantenbeirat (4. Änderung); 
	- Leipziger Stiftung für Innovation und Technologietransfer (2. 

Änderung); 
Wahl und Entsendung der Vertreter der Stadt Leipzig in Aufsichts-
räte, Zweckverbände und Gremien, in denen die Stadt Mitglied ist; 
Personalangelegenheiten; 
	- Personalangelegenheit nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 der Hauptsatzung – 

Leiterin des Stadtplanungsamtes; 
Anträge zur Aufnahme in die Tagesordnung und Verweisung in die 
Gremien gem. § 5 Abs. 3 – 5 der Geschäftsordnung  (Die Anträge finden 
Sie in der aktualisierten elektronischen Version der TO in Allris); 
Anträge zur Beschlussfassung; 
	- Weniger Papierwerbung – mehr Umweltschutz; Einreicher: Frak-

tion Die Linke
	- Vollumfassende Barrierefreiheit in öffentlichen Gebäuden der Stadt 

Leipzig nach UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) von 2009; 
Einreicher: Weiss, Marcus

	- Fachförderrichtlinie „Brauchtumsmittel“; Einreicher: AfD-Fraktion
	- Berechnung der Kosten der Unterkunft; Einreicher: Fraktion Die 

Linke
	- Aufnahme des Produktes „Öffentliche Toiletten“ in den Produktplan 

der Stadt Leipzig; Einreicher: Seniorenbeirat Leipzig
	- Erstellung eines Parkhauskonzeptes für Leipzig; Einreicher: SR 

Tobias Keller
	- Veröffentlichung des Gutachtens zum 365-Euro-Ticket; Einreicher: 

Fraktion Freibeuter
	- Entwicklung einer Sportfläche an der Albrechtshainer Straße, OT 

Mölkau; Einreicher: Stadtrat Marius Beyer
	- Graue Energie und Treibhausgaspotenziale bei Bauvorhaben redu-

zieren; Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
	- Kunst in kommunalen Gebäuden; Einreicher: AfD-Fraktion
	- Anschaffung von Luftfiltergeräten in Klassenzimmern; Einreicher: 

AfD-Fraktion
	- Keine Zwei-Masken-Gesellschaft in Leipzig; Einreicher: Fraktion 

Die Linke
	- Für eine konzertierte Aktion Schwimmunterricht; Einreicher: 

Tagesordnung Ratsversammlung
Mittwoch, 19.05.2021, 14.00 Uhr, Kongreßhalle Leipzig, Pfaffendorfer Straße 31, 04105 Leipzig

ggf. Fortsetzung am Donnerstag, 20.05.2021, 16.00 Uhr als Videokonferenz 
(Die Live-Übertragung der ggf. stattfindenden Fortsetzung erfolgt im Sitzungssaal  

des Stadtrates, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig)
Hinweis für Besucherinnen und Besucher: Zutritt nur mit einem bestätigten negativen COVID-19-Test,  

der nicht älter als 24 Stunden sein darf. Kostenloses Testangebot vor Ort ab 12:00 Uhr.
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Fraktion Die Linke
Anfragen an den Oberbürgermeister; 
	- Umgang mit dem ehemaligen Außenlager des KZ Buchenwald in 

der Kamenzer Straße 10/12; Einreicher: Fraktion Die Linke
	- Wie geht es weiter mit dem Leipziger Klimaschutz?; Einreicher: 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
	- Junge Familien kehren Leipzig den Rücken; Einreicher: CDU-

Fraktion
	- Wegeverbindung Lindenauer Markt zur Odermannstraße; Einrei-

cher: SPD-Fraktion
	- Kitaplatztauschbörse: Zwischenbilanz nach einem halben Jahr; 

Einreicher: Fraktion Freibeuter
	- Umsetzung des Präventionskonzeptes Graffiti und Umsetzung von 

Ratsbeschlüssen; Einreicher: Fraktion Die Linke
	- Sachstand zur Nutzung von BImA-Grundstücken in Leipzig; Ein-

reicher: SPD-Fraktion
	- Zukunft der Handschwengelpumpe; Einreicher: Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen
	- Verfassungskonformität von Grundrechtseinschränkungen im April 

2021; Einreicher: Fraktion Freibeuter
	- Umsetzung des Ratsbeschlusses VI-A-06222-NF-04 „Gemeinsam im 

Umfeld des Leipziger Sportforums das Beste für die Stadt ermögli-
chen und umsetzen“; Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

	- Ferien-/ Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche im Sommer; 
Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

	- Urteil des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts zur ersten Sächsi-
schen Corona-Schutz-Verordnung; Einreicher: AfD-Fraktion

	- Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in den Ämtern der 
Stadtverwaltung; Einreicher: Fraktion Die Linke

	- Auf- und Ausbau der kommunalen Trägerstruktur für die Netze 
der Zukunft mit den Unternehmen der L-Gruppe vorantreiben; 
Einreicher: Fraktion Die Linke

	- Ausbau der digitalen Träger-Infrastrukturen für die digitale Trans-
formation der Stadt Leipzig; Einreicher: Fraktion Die Linke

	- Ehemaliges Schulgebäude in der Zweenfurther Straße 21 in Leipzig; 
Einreicher: SR B. Ehms

	- Folgen der verstärkten Nutzung der Naherholungsräume; Einrei-
cher: Lehmann, Jens

	- Ampeln mit Countdownfunktion; Einreicher: Gebhardt, Oliver
	- Bilanz „Mängelmelder Stadt Leipzig“ April; Einreicher: Gebhardt, 

Oliver
	- Verhinderung der Bebauung von Innen-Carrées; Einreicher: SR S. 

Pellmann, SR F. Riekewald, SR O. Gebhardt
	- Verkehrssicherheit an Einrichtungen Schulen, Kitas usw.; Einreicher: 

SR S. Pellmann, SR F. Riekewald, SR O. Gebhardt

	- Wohnen, Bedarf, Sozialwohnungen, Familienwohnungen; Einrei-
cher: SR S. Pellmann, SR F. Riekewald, SR O. Gebhardt

Bericht des Oberbürgermeisters; 
Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen; 
	- Entscheidung über die Annahme von Spenden, Schenkungen der 

Stadt Leipzig und ähnliche Zuwendungen gem. § 73 (5) SächsGemO 
bis 30.03.2021; 

Vorlagen I; 
	- Anwendung des sog. Kreislaufmodells zwecks Neutralisierung des 

abschreibungsbedingten Aufwandes bei den Eigenbetrieben Kultur; 
	- Konzept für die Implementierung von „Umweltdetektiven“; 
	- Grundsatzvereinbarung für den Abschluss von LEQV; 
	- Umstufung nach § 7 Sächsisches Straßengesetz (Teilfläche Schkeit-

barer Weg, Flurstück 215 Gemarkung Knautnaundorf); 
	- Berufliche Ausbildung und duales Studium bei der Stadt Leipzig 

2021/2022; 
	- Satzung über die Benutzung der Leipziger Städtischen Bibliotheken/

Gebührensatzung; 
	- Strategisches Unternehmenskonzept des Städtischen Eigenbetriebes 

Behindertenhilfe (SEB); 
	- Grundsatzbeschluss zur Einführung von Unterflurbehältersystemen 

in der Stadt Leipzig; 
	- Teilnahme an den Fördermittelprojekten „Modellierung nachhaltig 

intelligent“ (Moni) und „Nachhaltige Mobilität und städtebauliche 
Qualitäten durch Automatisierung im Verkehr“ (NaMAV) zum 
Neuaufbau des integrierten Verkehrsmodells Leipzig (IVML) und 
Bereitstellung des finanziellen Eigenanteils der Stadt Leipzig; 

	- Ausnahmegenehmigung zum Klimanotstand – Beschaffung eines 
Dienstfahrzeugs / Transporters für die städtischen Museen; 

	- Satzung zur Schülerbeförderung der Stadt Leipzig; 
	- Feststellung des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 

bis 31.12.2019 für den Kommunalen Eigenbetrieb Leipzig / En-
gelsdorf; 

	- Feststellung des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 
bis 31.12.2019 für den Städtischen Eigenbetrieb Behindertenhilfe; 

	- Informationen I; 
	- Kommunale Präventionsräte auf Ortsteil- oder Stadtbezirksebene; 
	- Bericht zur Umsetzung des „Konzeptes zur Finanzierung des 

ÖPNV in der Stadt Leipzig und Betrauung der LVB“ 2017/2018 
inkl. Gesamtbericht 2018; 

	- 27. Beteiligungsbericht der Stadt Leipzig 2020 – Ergänzung; 
	- Ausbildungs- und Studienbericht und Personalentwicklungsbericht 

2020 – Stadtverwaltung Leipzig ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Oberbürgermeister

Tagesordnungen für die nachstehend aufgeführten Sitzungen der 
Ortschaftsräte lagen zu Redaktionsschluss teilweise nicht vor. 
Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen, besuchen 
Sie bitte www.leipzig.de 
Ortschaftsrat Rückmarsdorf
18.05., 19.00 Uhr – Videokonferenz
	- Eröffnung und Begrüßung 
	- Feststellung der Beschlussfähigkeit 
	- Feststellung der Tagesordnung 
	- Protokollkontrolle 71. Sitzung vom 20.04.2021 
	- Auswertung Ratsversammlung April 2021 
	- Vorstellen Bürgerservice 2030 Information über den zukünftigen Bür-

gerservice in den Ortsteilen Vortrag durch Mitarbeiter Aufbaustab mit 
Diskussion TOP 7: Wie grün wird Rückmarsdorf? Wie geht es weiter 
mit der Bepflanzung des Wachbergs? Ein Mitarbeiter ASG informiert 
über die Vorhaben 2021 Vorstellen „Unsere Aktion Baumstarke Stadt“ 

	- Haushaltsvorschläge 2021 für Rückmarsdorf einschl. Beschlussfassung 
	- Sonstiges / Fragestunde / Aktuelles 
	- Organisatorisches

Ortschaftsrat Burghausen
25.05., 19.00 Uhr, im Sitzungszimmer des ehemaligen Gemeindeamts 
Burghausen, Miltitzer Straße 1
	- Eröffnung und Begrüßung

	- Feststellung der Beschlussfähigkeit
	- Änderungen/Feststellung der Tagesordnung
	- Protokollkontrolle
	- Besprechung mit den Vereinen und dem Kindergarten über das 

Thema „Themenjahr 2023“.
	- Bürgerfragen
	- Sonstiges

Ortschaftsrat Plaußig
28.05., 19.00 Uhr – Videokonferenz
-	 Eröffnung und Begrüßung
-	 Feststellung der Beschlussfähigkeit
-	 Neues aus Plaußig und der Umgebung
-	 Beleuchtung Portitzmühlweg
-	 Vorstellung neues Bürger-Service-Amt
-	 Neues aus der Ratsversammlung
-	 Beschluss-/ Informationsvorlagen
-	 Projekte
-	 Bürgerfragen
-	 Ersatz Federwippe Spielplatz
-	 Ausbesserung Portitzmühlweg
-	 Aufforstung Allee Stralsunder Straße
-	 fehlendes Straßenschild
-	 Anbindung Fuß- & Radweg Grundstraße ■ 

Sitzungen der Ortschaftsräte

http://www.leipzig.de
https://www.or-rueckmarsdorf.de/index_htm_files/71%20Sitzung%2020210420.pdf
https://www.leipzig.de/freizeit-kultur-und-tourismus/parks-waelder-und-friedhoefe/spenden-und-patenschaften/baumstarke-stadt/
https://www.or-rueckmarsdorf.de/index_htm_files/202100504_Haushalt_Adtressen%20Vereine.pdf
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Als Leiterin/Leiter des Gesundheitsamtes verantworten Sie wesentliche 
Leistungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes in Leipzig. Mit dem 
Beitritt der Stadt zum Gesunde Städte-Netzwerk der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 2011 ist es gelungen, Gesundheit und Gesundheits-
förderung in Leipzig als kommunale Querschnittsaufgabe zu etablieren. 
Parallel mit der Neubesetzung der Amtsleitung ist die neu geschaffene 
Stelle der Abteilungsleitung Verwaltung und Digitalisierung zu be-
setzen. Für die Leitung des Amtes mit 170 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern wird eine verantwortungsbewusste, zielorientierte und für 
neue Entwicklungen aufgeschlossene Persönlichkeit gesucht, die das 
Gesundheitsamt mit hohem Engagement und fachlicher Kompetenz 
führt. Loyalität und Integrität bilden die verlässliche Basis für eine 
gelingende, vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem Beigeordneten 
des Dezernates Soziales, Gesundheit und Vielfalt, anderen Ämtern der 
Stadtverwaltung sowie den Gremien.      

Das bieten wir:
 
•	 ein einzelvertraglich geregeltes Entgelt oder nach Maßgabe des 

Laufbahnrechts sowie bei Vorliegen der persönlichen und haus-
halterischen Voraussetzungen eine Beschäftigung im Beamtenver-
hältnis bis zur Besoldungsgruppe B 2

•	 vielfältige Gestaltungs- und Entwicklungsmöglichkeiten
•	 einen Arbeitsplatz im Herzen einer von hoher Lebensqualität sowie 

sozialer und kultureller Vielfalt geprägten Stadt mit über 600.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern

•	 vielfältige Fortbildungsmöglichkeiten und flexible Arbeitszeiten
•	 drei Tage Bildungsförderung im Kalenderjahr
•	 eine zusätzliche betriebliche Altersversorgung
•	 ein ermäßigtes Ticket für den Personennahverkehr („Job-Ticket“)

Schwerpunkte der Leitung sind:

•	 Wahrnehmung der Dienst- und Fachaufsicht einschließlich der 
Personal-, Finanz- und Organisationsverantwortung 

•	 Entwicklung und Entscheidung über Zielvorstellungen, Konzepte 
und Leitlinien des Amtes

•	 Prozesssteuerung zur Entwicklung von Strategien für die Weiter-
entwicklung eines zeitgemäßen öffentlichen Gesundheitswesens 
(aktuell: Umsetzung des Paktes für den Öffentlichen Gesund¬heits-
dienst)

•	 Organisation von Arbeitsabläufen und -schwerpunkten sowie 
Überwachung der Aufgabenerfüllung einschließlich der Umsetzung 
gesetzlicher Vorgaben und inhaltlicher Gestaltung

•	 interdisziplinäre Kooperationen und Initiativen zu Public Health-
Konzepten

•	 Weiterentwicklung der Zusammenarbeit und Kooperationen mit der 
Wissenschaft, insbesondere im Bereich der Aus- und Fortbildung 
sowie der Forschung

•	 Durchführung der Weiterbildung zur/zum Fachärztin/-arzt für 
Öffentliches Gesundheitswesen

•	 Vertretung des Gesundheitsamtes nach außen und in Gremien
•	 Teilnahme an Fachkongressen und Tagungen
•	 Mitarbeit im Verwaltungsstab, Leitung des Krisenstabes Infektions-

schutz 
•	 Unterstützung bei der Erstellung und Umsetzung von Katastro-

phenschutzplänen

Für diese Tätigkeit wird eine Persönlichkeit gesucht, die folgende 
Anforderungen erfüllt:

•	 Approbation als Ärztin/Arzt sowie
•	 eine abgeschlossene Weiterbildung zur Fachärztin/zum Facharzt 

für Öffentliches Gesundheitswesen und die erfolgreich absolvierte 
Prüfung über die Qualifikation als Amtsärztin/Amtsarzt oder 

•	 eine abgeschlossene Facharztweiterbildung, Berufserfahrung im 
Bereich des Öffentlichen Gesundheitsdienstes sowie die erfolgreich 
absolvierte Prüfung über die Qualifikation als Amtsärztin/Amtsarzt

•	 Weiterbildungsermächtigung zur/zum Fachärztin/-arzt für Öf-
fentliches Gesundheitswesen erwünscht

•	 mindestens drei Jahre Führungserfahrungen, idealerweise von 
größeren Teams und in vergleichbaren Organisationen

•	 eine ausgeprägte Kommunikations- und Entscheidungsstärke
•	 Durchsetzungsvermögen und rhetorische Gewandtheit
•	 hohe Einsatzbereitschaft sowie Flexibilität

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung mit:
•	 Bewerbungsschreiben
•	 tabellarischem Lebenslauf
•	 Nachweis über die erforderlichen beruflichen Qualifikationen 
•	 Kopien von qualifizierten Dienst-/Arbeitszeugnissen/Beurteilun-

gen, die nicht älter als drei Jahre sind 
•	 gegebenenfalls Referenzen bzw. Referenzkontakten
	

Bitte lesen Sie vor einer Bewerbung unsere Hinweise zum Stellen-
besetzungsverfahren unter:
www.leipzig.de/bewerbungshinweise

Über den Verfahrensablauf sowie die Auswahl der Leitung des Ge-
sundheitsamtes entscheidet eine Auswahlkommission, die sich aus 
Verwaltungspersonal der Stadt Leipzig sowie Stadträtinnen/Stadträten 
zusammensetzt. Des Weiteren können externe Fachexperten beratend 
in das Verfahren einbezogen werden. Aus diesem Grund werden Sie 
gebeten, Ihrer Bewerbung eine Erklärung beizufügen, dass Sie der 
Einsichtnahme in Ihre Bewerbungsunterlagen durch die Auswahl-
kommission sowie ggf. die Fachexperten zustimmen.

Interessiert?

Bitte senden Sie Ihre Bewerbungsunterlagen unter der Kennziffer 
10313 an die von uns beauftragte Personalberatung Kappes & Partner. 
Vanessa Jokisch und Thorsten Heck stehen gerne zu weiteren Aus-
künften zur Verfügung und sichern absolute Vertraulichkeit zu.
 
	 KAPPES & PARTNER – 
	 Die Personalberatung des Gesundheitswesens
	 Ringenberger Straße 44b
	 46499 Hamminkeln 
	
	 Tel.: 02852 9615-0
	 www.kappes.net
	 personalberatung@kappes.net

Ausschreibungsschluss ist der 31. Mai 2021.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! ■

Stellenausschreibung
Leipzigs dynamische Entwicklung – mitgestaltet durch eine gesamtstädtische Zusammenarbeit der Fachbereiche und eine lebendige Kultur 
der Bürgerbeteiligung – liegt uns am Herzen. Das nachhaltige Wachstum der Stadt mit den damit verbundenen Herausforderungen einer 
sozialraumorientierten Ausrichtung von Unterstützungsangeboten, der Förderung von Chancengerechtigkeit und Gesundheit prägen maß-
geblich die Aufgaben in den kommenden Jahren. Sie können gemeinsam mit uns die Zukunft der Stadt in verantwortungsvoller Position 
aktiv mitgestalten:

Die Stadt Leipzig sucht ab dem 1. Januar 2022 eine/einen 

Leiterin/Leiter des Gesundheitsamtes

http://www.leipzig.de/bewerbungshinweise 
http://www.kappes.net
mailto:personalberatung%40kappes.net?subject=
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Das Ordnungsamt gehört mit ca. 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
zu einem der größten Ämter der Stadt Leipzig. In den sieben Abteilungen 
werden verschiedenste Behördenaufgaben im Ordnungsbereich, die 
Vollstreckung von Ordnungswidrigkeiten wie die Organisation des 
gemeindlichen Vollzugsdienstes gebündelt. Damit steht das Amt für 
eine funktionierende Dienstleistungsqualität der Stadt Leipzig, aber 
auch für sensible Einzelfallentscheidungen im öffentlichen Fokus. 
Die Zusammenarbeit mit den Behörden des Freistaates Sachsen, ins-
besondere dem Polizeivollzugsdienst, prägen den Alltag. Nur durch 
regelmäßige Abstimmung gelingt eine überzeugende kommunale 
Sicherheitsinfrastruktur.

Schwerpunkte der Leitung sind:

•	 Mit ausgeprägten Managementfähigkeiten nehmen Sie die Dienst- 
und Fachaufsicht über die Mitarbeiter/-innen wahr und verantwor-
ten das Budget des Amtes.

•	 Sie steuern und strukturieren Veränderungsprozesse innerhalb des 
Amtes, u. a. bei der Ausgründung des Bürgerserviceamtes.

•	 Als innovative Führungskraft bringen Sie die Digitalisierungsthemen 
des Amtes voran und navigieren sicher durch sich verändernde 
Arbeitsbedingungen.

•	 Sie sind verantwortlich für die Interessenwahrung der Stadtgesell-
schaft an der Durchsetzung von Sicherheit und Ordnung.

•	 Die Erstellung sowie Vorbereitung von Anfragen, Anträgen und 
Vorlagen für die Dienstberatung des Oberbürgermeisters und des 
Beigeordneten sowie für den Stadtrat gehören ebenfalls zu Ihren 
Aufgabenschwerpunkten.

•	 Sie vertreten die Belange des Amtes in Beratungen innerhalb der 
Verwaltung, in den politischen Gremien und der Öffentlichkeit.

•	 Die Geschäftsstellen Grundsatzangelegenheiten und Kommunaler 
Präventionsrat unterliegen Ihrer Leitung.

•	 Sie vertreten die Arbeitsergebnisse des Amtes in der Öffentlichkeit 
und in nationalen Fachkreisen und nehmen an Kongressen und 
Tagungen mit Präsentationen und Vorträgen teil.

•	 Sie koordinieren die Zusammenarbeit mit Vertreterinnen und Ver-
tretern von Fachgremien und vertreten das Amt in bundesweiten 
Netzwerken und Organisationen (z. B. Amtsleiterkonferenz der 
Ordnungsämter beim Deutschen Städtetag).

Für diese Tätigkeit wird eine Persönlichkeit gesucht, die folgende 
Anforderungen erfüllt:

•	 Abschluss als Volljurist/-in bzw. wissenschaftlicher Hochschulab-
schluss (Diplom an einer Universität oder Masterabschluss) in der 
Fachrichtung Allgemeine Verwaltung, Verwaltungsmanagement, 
Public Management, Verkehrsingenieurwesen oder in einer ver-
gleichbaren Fachrichtung oder

•	 Laufbahnbefähigung für die Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsebene, 
Fachrichtung Allgemeine Verwaltung oder Fachrichtung Natur-
wissenschaft/Technik 

•	 mindestens fünfjährige Führungs- und Leitungserfahrung in her-
ausgehobener Stellung

•	 einschlägige Berufserfahrung und umfassende Fachkenntnisse in 
einer öffentlichen Verwaltung oder vergleichsweise Erfahrungen 
und Kenntnisse in der Zusammenarbeit mit öffentlichen Verwal-
tungen

•	 ausgewiesene Fähigkeit zur Führung und Motivation von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern sowie Führungskompetenzen 

entsprechend der Führungsleitlinien der Stadt Leipzig
•	 Erfahrungen in der übergeordneten Steuerung von Digitalisierungs-

projekten erwünscht
•	 prozessorientiertes Denken und Handeln sowie professionelles und 

verbindliches Auftreten nach innen und außen
•	 sehr gute und transparente Kommunikationsfähigkeit im Umgang 

mit anderen Ämtern und Behörden, politischen Gremien, Trägern 
sowie der Öffentlichkeit

•	 hohes Maß an Sozial-, Konflikt- und Problemlösungskompetenz 
•	 hohe Einsatzbereitschaft und Flexibilität sowie Eigenverantwortung

Das bieten wir:

•	 ein einzelvertraglich geregeltes Entgelt bzw. nach Maßgabe des 
Laufbahnrechts bis zur Besoldungsgruppe A 16 (Bei Vorliegen der 
persönlichen Voraussetzungen ist eine Beschäftigung im Beamten-
verhältnis möglich.)

•	 vielfältige Gestaltungs- und Entwicklungsmöglichkeiten
•	 einen Arbeitsplatz im Herzen einer von hoher Lebensqualität sowie 

sozialer und kultureller Vielfalt geprägten Stadt mit über 600.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern

•	 vielfältige Fortbildungsmöglichkeiten und flexible Arbeitszeiten
•	 drei Tage Bildungsförderung im Kalenderjahr
•	 eine zusätzliche betriebliche Altersversorgung
•	 ein bezuschusstes Ticket für den Personennahverkehr („Job-Ticket“)
	
Bitte lesen Sie vor einer Bewerbung unsere Hinweise zum Stellen-
besetzungsverfahren unter: www.leipzig.de/bewerbungshinweise
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung mit:
•	 Bewerbungsschreiben
•	 tabellarischem Lebenslauf
•	 Nachweis über die erforderliche berufliche Qualifikation 
•	 Kopien von qualifizierten Dienst-/Arbeitszeugnissen/Beurteilun-

gen, die nicht älter als drei Jahre sind 
•	 gegebenenfalls Referenzen bzw. Referenzkontakten

Über den Verfahrensablauf sowie die Auswahl der Leitung des Ord-
nungsamtes entscheidet eine Auswahlkommission, die sich aus Ver-
waltungspersonal der Stadt Leipzig sowie Stadträtinnen/Stadträten 
zusammensetzt. Des Weiteren können externe Fachexperten beratend 
in das Verfahren mit einbezogen werden. Aus diesem Grund werden 
Sie gebeten, Ihrer Bewerbung eine Erklärung beizufügen, dass Sie der 
Einsichtnahme in Ihre Bewerbungsunterlagen durch die Auswahl-
kommission sowie ggf. die Fachexperten zustimmen.

Bitte geben Sie bei Ihrer Bewerbung die Stellenausschreibungsnummer 
32 04/21 12 an und nutzen Sie für Ihre Bewerbung das Online-Bewer-
ber-Portal auf www.leipzig.de/stellen.

Fragen zu den Arbeitsinhalten beantwortet Ihnen gerne der Beigeord-
nete für Umwelt, Klima, Ordnung und Sport, Herr Rosenthal, den Sie 
unter der Telefonnummer 0341 123-3500 erreichen. 
Für Fragen zu den allgemeinen Arbeitsbedingungen steht Ihnen die 
Leiterin des Personalamtes, Frau Franko, zur Verfügung. Sie erreichen 
sie unter der Telefonnummer 0341 123-2710.

Ausschreibungsschluss ist der 6. Juni 2021.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! ■

Stellenausschreibung
Leipzigs dynamische Entwicklung – mitgestaltet durch eine gesamtstädtische Zusammenarbeit der Fachbereiche und einer lebendigen Kultur 
der Bürgerbeteiligung – liegt uns am Herzen. Das nachhaltige Wachstum der Stadt mit den damit verbundenen Herausforderungen der de-
mographischen Entwicklung der Stadtgesellschaft und einer inklusiven Ausgestaltung von öffentlichem Raum prägen maßgeblich die Auf-
gaben in den kommenden Jahren. Sie können gemeinsam mit uns die Zukunft der Stadt in verantwortungsvoller Position aktiv mitgestalten.

Für die folgende Stelle sucht die Stadt Leipzig zum 1. Februar 2022 eine engagierte und fachlich versierte Persönlichkeit

Leiterin/Leiter des Ordnungsamtes

http://www.leipzig.de/bewerbungshinweise 
http://www.leipzig.de/stellen
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Jedes schulpflichtig werdende Kind erhält voraussichtlich im Juli 
2021 vor der Schulanmeldung einen Informationsbrief von der Stadt 
Leipzig, Amt für Schule. Der Informationsbrief benennt die für das 
Wohngebiet und das Schuljahr zuständige Schule, an der das Kind 
persönlich durch die Sorgeberechtigten angemeldet werden muss 
und beinhaltet weitere Informationen zum Thema Schulanmeldung.

Mit welchem Alter muss mein Kind an der Grundschule angemeldet 
werden?

Alle Kinder, die bis zum 30.06.2022 das sechste Lebensjahr vollenden 
(Geburtszeitraum vom 01.07.2015 bis 30.06.2016), sind in der für das 
Wohngebiet zuständigen Grundschule durch die Sorgeberechtigten 
anzumelden.

Kinder, die bis zum 30.09.2022 das sechste Lebensjahr vollenden, können 
angemeldet werden. Mit der Schulanmeldung werden diese Kinder 
(sogenannte „Kann-Kinder“) schulpflichtig. Einen Informationsbrief 
erhalten „Kann-Kinder“ nicht.

Termine für die Schulanmeldung

Folgende Termine stehen für die Anmeldung des Kindes an der für 
die Wohnanschrift zuständigen Grundschule zur Verfügung:

Donnerstag, 09.09.2021	 8:00-11:30 und 13:00-18:00 Uhr 
Montag, 13.09.2021		 8:00-11:30 und 13:00-16:00 Uhr
Dienstag, 14.09.2021	 8:00-11:30 und 13:00-18:00 Uhr

Eltern, deren Kinder nach dem 30.09.2022 das sechste Lebensjahr 
vollenden, können bis zum 28.02.2022 einen schriftlichen Antrag auf 
vorzeitige Schulaufnahme an der zuständigen Grundschule stellen.

Folgende Unterlagen werden für die Anmeldung benötigt
•	 die aktuelle Geburtsurkunde des Kindes (bitte in Kopie),
•	 der Informationsbrief vom Amt für Schule,
•	 das ausgefüllte und von beiden Sorgeberechtigten unterschriebene 

Anmeldeformular,
•	 Ausweise der Sorgeberechtigten,
•	 Nachweis über das gemeinsame Sorgerecht in Kopie (Eheurkunde 

der Eltern, wenn die Ehe vor Geburt des Kindes geschlossen wurde 
oder Sorgerechtserklärung),

•	 Nachweis über das alleinige Sorgerecht in Kopie (Negativbeschei-
nigung oder gerichtliche Entscheidung),

•	 Sofern nur ein Sorgeberechtigter die Schulanmeldung vornehmen 
kann, bringen Sie bitte eine formlose Vollmacht und Ausweiskopie 
des anderen Sorgeberechtigten mit.

Zuständige Grundschule
Nähere Informationen zur zuständigen Grundschule erhalten Sie im 
Informationsbrief oder unter https://www.leipzig.de/schulanfaenger

Rückstellung
Kinder, die im letzten Schuljahr durch die Schulleitung zurückgestellt 
wurden, sind erneut an der zuständigen Grundschule anzumelden. ■
	 Stadt Leipzig			   Landesamt für Schule und Bildung
	 Amt für Schule		  Standort Leipzig

Anmeldung der Schulanfänger  
für das Schuljahr 2022/23

Dem Amt für Umweltschutz wurden, vorbehaltlich der Genehmigung 
der Haushaltssatzung durch die zuständige Rechtsaufsichtsbehörde, 
für das laufende Haushaltsjahr weitere 150.000 Euro für Förderung 
von Projekten mit Schwerpunkt auf den Bereichen Klimaschutz und 
Klimaanpassung zur Verfügung gestellt. 

Grundlage für die Vergabe der Projektförderung bildet die Fachförder-
richtlinie des Amtes für Umweltschutz. 

Zuwendungsempfänger sind anerkannte Naturschutzvereinigungen, 
Vereine und Verbände sowie freie Träger, Gruppen, Initiativen und 
andere juristische Personen und Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
die auf dem Gebiet des Umwelt- und Naturschutzes im Stadtgebiet 
Leipzig aktiv tätig sind.

Weitere Informationen finden Sie über den Fördermittelfinder der 
Stadt Leipzig: 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-
und-behoerdengaenge/foerdermittelfinder/detailansicht-foerder-
mittelfinder/projekt/fachfoerderrichtlinie-umwelt-und-naturschutz/ 

Interessierte werden gebeten, Ihren Projektantrag inklusive Projekt-
beschreibung bis spätestens 15.06.2021 an das Amt für Umweltschutz 
zu richten. 
Einzelheiten zum Antragsverfahren entnehmen Sie bitte Punkt 6 der 
Fachförderrichtlinie. 

Nach dem Termin eingehende Anträge können nur nachrangig, vor-
aussichtlich ab Oktober 2021, berücksichtigt werden. ■

Projektförderung  
des Amtes für Umweltschutz

https://www.leipzig.de/schulanfaenger
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/foerdermittelfinder/detailansicht-foerdermittelfinder/projekt/fachfoerderrichtlinie-umwelt-und-naturschutz/
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/foerdermittelfinder/detailansicht-foerdermittelfinder/projekt/fachfoerderrichtlinie-umwelt-und-naturschutz/
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/foerdermittelfinder/detailansicht-foerdermittelfinder/projekt/fachfoerderrichtlinie-umwelt-und-naturschutz/
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Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 12.11.2020 den Jah-
resabschluss für das Wirtschaftsjahr 01.01.2018 bis 31.12.2018 für den 
Eigenbetrieb Stadtreinigung festgestellt:
Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 in der Fassung vom 14.05.2019 
(Anlage 2) wird festgestellt.					   
1.  	Der Jahresüberschuss im Geschäftsjahr 2018 beträgt 1.565.041,04 

Euro. Er wird in die Gewinnrücklagen wie folgt eingestellt:
-	 1.086.578,54 Euro 	 in die Rücklage für Investitionen Abfall- 

				    entsorgung
-	 365.653,96 Euro	 in die Rücklage für Investitionen Straßen- 

				    reinigung/Winterdienst/Papierkorb- 
				    entsorgung

-	 33.598,18 Euro	 in die Rücklage für Investitionen Grün- 
				    anlagen

-	 79.210,36 Euro	 in die Rücklage für Rekultivierung/ 
				    Nachsorge

2.	 Die aus dem Jahresüberschuss 2018 gebildeten Rücklagen werden 
in den Folgejahren in Höhe der getätigten Investitionen/Instand-
haltungen zum Zeitpunkt der Investitions-/Instandhaltungsmaß-
nahme in die allgemeine Gewinnrücklage umgebucht.  

3.	 Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2018 bis 
31.12.2018 Entlastung erteilt.

4.	 Die im Geschäftsjahr 2018 nicht verbrauchten Winterdienstmittel in 
Höhe von 544.656,78 Euro verbleiben im Eigenbetrieb und werden 
für Maßnahmen im Bereich der Grünpflege (Gießwasserkonzept) 
eingesetzt. Im Jahresabschluss 2020 ist ein Nachweis der Mittel-
verwendung zu erbringen und die Verbindlichkeit gegenüber der 
Stadt entsprechend  auszubuchen.

5. 	Der Stadtrat beschließt unter Bezugnahme auf das Papierkorbkon-
zept der Stadt Leipzig (VI-DS-01102), die seitens der Stadt Leipzig 
an die Stadtreinigung Leipzig übergebenen Papierkörbe in das 
Vermögen des Eigenbetriebes sowohl im Geschäftsjahr 2018 als 
auch künftig als Stärkung des Eigenkapitals gem. § 27(1) Satz 2 
SächsEigBVO zu behandeln.

	 Der Eigenbetrieb führt diese zum Zeitpunkt der Übergabe (Datum 
des Übergabe-/Übernahmeprotokolls) der Kapitalrücklage zu.

	
Bestätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Ebner Stolz GmbH & Co. KG: 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadtreinigung Leipzig, Eigen-
betrieb der Stadt Leipzig, Leipzig – bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den La-
gebericht der Stadtreinigung Leipzig, Eigenbetrieb der Stadt Leipzig, 
Leipzig, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 geprüft. Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse
-	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 

Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigen-
betriebs zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 und

-	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belan-
gen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 32 SächsEigBVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der Betriebsleitung für den Jahresabschluss und den Lage-
bericht
Die Betriebsleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Freistaat Sachsen i. V. m. den einschlägigen, deutschen für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs ver-
mittelt. Ferner ist die Betriebsleitung verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Betriebsleitung dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der 
Unternehmstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus ist sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.
Außerdem ist die Betriebsleitung verantwortlich für die Aufstellung 
des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Freistaates Sachsen entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist die 
Betriebsleitung verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen 
zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 
Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbe-
absichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen i. V. m. den einschlägigen, 
deutschen für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Feststellung des Jahresabschlusses für das  
Wirtschaftsjahr 01.01.2018 bis 31.12.2018 für 

den Eigenbetrieb Stadtreinigung Leipzig



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 04/2021 · 15.05.2021

7

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 
32 SächsEigBVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Ver-
stößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
-	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-

absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.

-	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jah-
resabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs 
abzugeben.

-	 beurteilen wir die Angemessenheit der von der Betriebsleitung an-
gewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von der Betriebsleitung dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.

-	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von der 
Betriebsleitung angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 

besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.

-	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

-	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

-	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Betriebsleitung 
dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. 
Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
der Betriebsleitung zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunfts-
orientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 
ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-
fung feststellen.

Hinweis zur öffentlichen Auslegung: 
Der Jahresabschluss 2018 liegt vom 17. bis 26. Mai 2021 im „täglich 
rausgeputzt - Unser Laden fürs Beraten“ der Stadtreinigung Leipzig, 
Jägerhof, Hainstraße 17a, in 04109 Leipzig öffentlich aus und kann 
nach telefonischer Terminvereinbarung unter 0341/6571-111 einge-
sehen werden. ■

Gemäß § 6 des Sächsischen Straßengesetzes (SächsStrG) vom 21. Januar 
1993 (SächsGVBl. S. 93), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. August 2019 (SächsGVBl. S. 762) geändert worden ist, wird die 
unten näher bezeichnete Verkehrsfläche dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet. Die Widmung wird erst mit Verkehrsübergabe wirksam.

Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Länge, Straßenklasse, Widmungs-
beschränkung:
OT Engelsdorf

Mühlweg (Teilfläche), Teilfläche Flurstück 168/72 der Gemarkung 
Engelsdorf von Flurstück 159/17 Gemarkung Engelsdorf bis Höhe 
Flurstück 168/53 Gemarkung Engelsdorf, Gesamtlänge ca. 290 m, 
Ortsstraße unbeschränkt.

Arthur-Winkler-Straße (Teilfläche), Teilflächen Flurstücke 168/72 
und 282/5 sowie Flurstück 168/28 jeweils Gemarkung Engelsdorf von 
Flurstück 252/23 Gemarkung Engelsdorf bis Höhe Flurstück 186/e Ge-
markung Engelsdorf, Gesamtlänge ca. 255 m, Ortsstraße unbeschränkt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Widmung der oben aufgeführten Verkehrsfläche kann 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben 
werden. Dieser kann schriftlich bei der Stadt Leipzig, Verkehrs- und 
Tiefbauamt, Prager Straße 118, 04317 Leipzig, Haus C, Zimmer 5.033), 
eingelegt werden. 

Der Widerspruch kann auch in qualifizierter elektronischer Form nach 
dem Signaturgesetz mittels absenderbestätigter De-Mail unter info@
leipzig.de-mail.de eingelegt werden.

Einsichtnahme in die Verfügung mit Begründung und Planauszug 
während dieser Zeit ist derzeit nur nach vorheriger telefonischer Ter-
minvereinbarung unter 0341-1237673, 0341-1237665 oder 0341-1237644 
an der vorgenannten Anschrift möglich. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Verkehrs- und Tiefbauamt  

Widmungen von Teilflächen: 
Mühlweg und Arthur-Winckler-Straße
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Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 in öffentlicher Sitzung 
die Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Leipzig-
Reudnitz“ beschlossen. In § 2 der Aufhebungssatzung wird festgelegt, 
dass diese gem. § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit der Bekanntmachung 
rechtsverbindlich wird. 
Die Satzung hat folgenden Inhalt: 

Satzung
über die Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Leipzig-Reudnitz“

Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat in seiner Sitzung am 28.04.2021 auf 
der Grundlage des § 4 der Sächsischen Gemeindeordnung und auf der 
Grundlage des § 142 des Baugesetzbuches, jeweils in der am Tag der Be-
schlussfassung geltenden Fassung, nachfolgende Satzung beschlossen:

§ 1
Die Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
„Leipzig-Reudnitz“ vom 14.09.1994, ortsüblich bekanntgemacht am 
01.04.1995, erneut beschlossen am 19.06.2013 und ortsüblich bekannt-
gemacht am 29.06.2013, wird für den Bereich aufgehoben, der in dem 
als Anlage beiliegenden Lageplan schwarz umrandet ist. Der Lageplan 
ist Bestandteil dieser Satzung. Bei Zweifeln an der Einbeziehung von 
Grundstücken oder Grundstücksteilen ist die Innenkante der im Lage-
plan eingezeichneten Begrenzungslinie des Lageplans maßgeblich.

Öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die  
Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Leipzig-Reudnitz“ nach § 162 BauGB

§ 2
Diese Aufhebungssatzung wird gemäß § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit 
der Bekanntmachung rechtsverbindlich.

Der Lageplan mit der Umgrenzung des Aufhebungsgebietes wird 
in Form der Ersatzbekanntmachung bekannt gemacht. Der hier 
im Amtsblatt für die Aufhebungssatzung des Sanierungsgebietes 
„Leipzig-Reudnitz“ beigefügte Lageplan entspricht inhaltlich dem 
Original-Lageplan. Maßgeblich ist jedoch der ersatzbekanntgemachte 
Original-Lageplan. Der Lageplan wird von der Stadt Leipzig, Amt 
für Wohnungsbau und Stadterneuerung, Prager Straße 118-136 (Haus 
C), 04317 Leipzig; Zimmer C 5.003 zur kostenlosen Einsicht durch 
jedermann montags bis freitags von 9.00 bis 12.00, dienstags 13.00 
bis 18.00 Uhr und donnerstags 13.00 bis 16.00 Uhr im Zeitraum vom 
25.05.2021 bis 11.06.2021 niedergelegt. 

Hinweise:
I.
Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustande ge-
kommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang 
an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
3.	 der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO 

wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
4.	 vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift gegenüber 

der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Nummern 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
II.
Für die vorstehende Satzung besteht keine Genehmigungspflicht aus 
dem Baugesetzbuch in der zur Zeit geltenden Fassung.
III.
Gemäß § 215 BauGB gilt für die Frist der Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften Folgendes:
Unbeachtlich werden
1. 	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-
letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2. 	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes 
und des Flächennutzungsplanes und
3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
IV.
Über die Einsichtnahmemöglichkeiten in die Satzung und den Lageplan 
nach der Einsichtnahmefrist des § 8 Abs. 1 Nr. 2 KomBekVO, § 2 Abs. 
1 Nr. 2 BekS wird im Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung, 
Prager Straße 118-136 (Haus C), 04317 Leipzig im Zimmer C 6.033 
informiert. ■

Leipzig, 29.04.2021

gez. Jung

Kartenmäßige Darstellung des Geltungsbereichs der öffentlichen Bekannt-
machung der Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Leip-
zig-Reudnitz“ nach § 162 BauGB

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung
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Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 in öffentlicher Sitzung 
die Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Leipzig-
Plagwitz“ beschlossen. In § 2 der Aufhebungssatzung wird festgelegt, 
dass diese gem. § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit der Bekanntmachung 
rechtsverbindlich wird. 

Die Satzung hat folgenden Inhalt: 

Satzung
über die Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Leipzig-Plagwitz“

Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat in seiner Sitzung am 28.04.2021 auf 
der Grundlage des § 4 der Sächsischen Gemeindeordnung und auf der 
Grundlage des § 142 des Baugesetzbuches, jeweils in der am Tag der Be-
schlussfassung geltenden Fassung, nachfolgende Satzung beschlossen:

§ 1

Die Satzungen über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebie-
tes „Leipzig-Plagwitz“ vom 20.04.1994, ortsüblich bekanntgemacht 
am 01.04.1995, und vom 24.02.1999, ortsüblich bekanntgemacht am 
24.04.1999, erneut beschlossen am 19.06.2013 und ortsüblich bekannt-
gemacht am 29.06.2013, werden für den Bereich aufgehoben, der in dem 
als Anlage beiliegenden Lageplan schwarz umrandet ist. Der Lageplan 
ist Bestandteil dieser Satzung. Bei Zweifeln an der Einbeziehung von 
Grundstücken oder Grundstücksteilen ist die Innenkante der im Lage-
plan eingezeichneten Begrenzungslinie des Lageplans maßgeblich.

Öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die  
Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Leipzig-Plagwitz“ nach § 162 BauGB

§ 2

Diese Aufhebungssatzung wird gemäß § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit 
der Bekanntmachung rechtsverbindlich.

Der Lageplan mit der Umgrenzung des Aufhebungsgebietes wird 
in Form der Ersatzbekanntmachung bekannt gemacht. Der hier 
im Amtsblatt für die Aufhebungssatzung des Sanierungsgebietes 
„Leipzig-Plagwitz“ beigefügte Lageplan entspricht inhaltlich dem 
Original-Lageplan. Maßgeblich ist jedoch der ersatzbekanntgemachte 
Original-Lageplan. Der Lageplan wird von der Stadt Leipzig, Amt 
für Wohnungsbau und Stadterneuerung, Prager Straße 118-136 (Haus 
C), 04317 Leipzig; Zimmer C 5.003 zur kostenlosen Einsicht durch 
jedermann montags bis freitags von 9.00 bis 12.00, dienstags 13.00 
bis 18.00 Uhr und donnerstags 13.00 bis 16.00 Uhr im Zeitraum vom 
25.05.2021 bis 11.06.2021 niedergelegt. 

Hinweise:
I.
Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustande ge-
kommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang 
an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
3.	 der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO 

wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
4.	 vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift gegenüber 

der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Nummern 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
II.
Für die vorstehende Satzung besteht keine Genehmigungspflicht aus 
dem Baugesetzbuch in der zur Zeit geltenden Fassung.
III.
Gemäß § 215 BauGB gilt für die Frist der Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften Folgendes:
Unbeachtlich werden
1. 	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2. 	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
IV.
Über die Einsichtnahmemöglichkeiten in die Satzung und den Lageplan 
nach der Einsichtnahmefrist des § 8 Abs. 1 Nr. 2 KomBekVO, § 2 Abs. 
1 Nr. 2 BekS wird im Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung, 
Prager Straße 118-136 (Haus C), 04317 Leipzig im Zimmer C 6.033 
informiert. ■

Leipzig, 29.04.2021

gez. Jung
Oberbürgermeister

Kartenmäßige Darstellung des Geltungsbereichs der öffentlichen Bekannt-
machung der Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Leip-
zig-Plagwitz“ nach § 162 BauGB

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung
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Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 in öffentlicher Sitzung 
die Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Ortsmitte 
Böhlitz-Ehrenberg“ beschlossen. In § 2 der Aufhebungssatzung wird 
festgelegt, dass diese gem. § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit der Bekannt-
machung rechtsverbindlich wird. 

Die Satzung hat folgenden Inhalt: 

Satzung
über die Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Ortsmitte Böhlitz-Ehrenberg“

Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat in seiner Sitzung am 28.04.2021 auf 
der Grundlage des § 4 der Sächsischen Gemeindeordnung und auf der 
Grundlage des § 142 des Baugesetzbuches, jeweils in der am Tag der Be-
schlussfassung geltenden Fassung, nachfolgende Satzung beschlossen:

§ 1

Die Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
„Ortsmitte Böhlitz-Ehrenberg“ vom 10.06.1992, ortsüblich bekanntge-
macht am 30.09.1992, erneut beschlossen am 19.06.2013 und ortsüblich 
bekanntgemacht am 29.06.2013, wird für den Bereich aufgehoben, der in 
dem als Anlage beiliegenden Lageplan schwarz umrandet ist. Der Lage-
plan ist Bestandteil dieser Satzung. Bei Zweifeln an der Einbeziehung 
von Grundstücken oder Grundstücksteilen ist die Innenkante der im 
Lageplan eingezeichneten Begrenzungslinie des Lageplans maßgeblich.

Öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die  
Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Ortsmitte Böhlitz-Ehrenberg“ nach § 162 BauGB

§ 2

Diese Aufhebungssatzung wird gemäß § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit 
der Bekanntmachung rechtsverbindlich.

Der Lageplan mit der Umgrenzung des Aufhebungsgebietes wird 
in Form der Ersatzbekanntmachung bekannt gemacht. Der hier im 
Amtsblatt für die Aufhebungssatzung des Sanierungsgebietes „Orts-
mitte Böhlitz-Ehrenberg“ beigefügte Lageplan entspricht inhaltlich 
dem Original-Lageplan. Maßgeblich ist jedoch der ersatzbekanntge-
machte Original-Lageplan. Der Lageplan wird von der Stadt Leipzig, 
Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung, Prager Straße 118-136 
(Haus C), 04317 Leipzig; Zimmer C 5.003 zur kostenlosen Einsicht 
durch jedermann montags bis freitags von 9.00 bis 12.00, dienstags 
13.00 bis 18.00 Uhr und donnerstags 13.00 bis 16.00 Uhr im Zeitraum 
vom 25.05.2021 bis 11.06.2021 niedergelegt. 

Hinweise:
I.
Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustande ge-
kommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang 
an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
3.	 der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO 

wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
4.	 vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 

a) 	die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b) 	die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift gegenüber 

der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Nummern 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
II.
Für die vorstehende Satzung besteht keine Genehmigungspflicht aus 
dem Baugesetzbuch in der zur Zeit geltenden Fassung.
III.
Gemäß § 215 BauGB gilt für die Frist der Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften Folgendes:
Unbeachtlich werden
1. 	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2. 	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
IV.
Über die Einsichtnahmemöglichkeiten in die Satzung und den Lageplan 
nach der Einsichtnahmefrist des § 8 Abs. 1 Nr. 2 KomBekVO, § 2 Abs. 
1 Nr. 2 BekS wird im Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung, 
Prager Straße 118-136 (Haus C), 04317 Leipzig im Zimmer C 6.033 
informiert. ■

Leipzig, 29.04.2021

gez. Jung
Oberbürgermeister

Kartenmäßige Darstellung des Geltungsbereichs der öffentlichen Bekannt-
machung der Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Orts-
mitte Böhlitz-Ehrenberg“ nach § 162 BauGB

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung
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Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 in öffentlicher Sitzung 
die Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Zentraler 
Bereich Lindenauer Hafen“ beschlossen. In § 2 der Aufhebungssatzung 
wird festgelegt, dass diese gem. § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit der 
Bekanntmachung rechtsverbindlich wird. 

Die Satzung hat folgenden Inhalt: 

Satzung
über die Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Zentraler Bereich Lindenauer Hafen“

Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat in seiner Sitzung am 21.04.2021 auf 
der Grundlage des § 4 der Sächsischen Gemeindeordnung und auf der 
Grundlage des § 142 des Baugesetzbuches, jeweils in der am Tag der Be-
schlussfassung geltenden Fassung, nachfolgende Satzung beschlossen:

§ 1
Die Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
„Zentraler Bereich Lindenauer Hafen“ vom 21.01.2004, ortsüblich 
bekanntgemacht am 24.01.2004 (sowie die Änderungssatzung vom 
18.05.2005, ortsüblich bekanntgemacht am 11.06.2005), erneut be-
schlossen am 19.06.2013 und ortsüblich bekanntgemacht am 29.06.2013, 
wird für den Bereich aufgehoben, der in dem als Anlage beiliegenden 
Lageplan schwarz umrandet ist. Der Lageplan ist Bestandteil dieser 
Satzung. Bei Zweifeln an der Einbeziehung von Grundstücken oder 
Grundstücksteilen ist die Innenkante der im Lageplan eingezeichneten 
Begrenzungslinie des Lageplans maßgeblich.

§ 2
Diese Aufhebungssatzung wird gemäß § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit 
der Bekanntmachung rechtsverbindlich.

Der Lageplan mit der Umgrenzung des Aufhebungsgebietes wird 
in Form der Ersatzbekanntmachung bekannt gemacht. Der hier 
im Amtsblatt für die Aufhebungssatzung des Sanierungsgebietes 
„Zentraler Bereich Lindenauer Hafen“ beigefügte Lageplan ent-
spricht inhaltlich dem Original-Lageplan. Maßgeblich ist jedoch 
der ersatzbekanntgemachte Original-Lageplan. Der Lageplan wird 
von der Stadt Leipzig, Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung, 
Prager Straße 118-136 (Haus C), 04317 Leipzig; Zimmer C 6.033 zur 
kostenlosen Einsicht durch jedermann montags bis donnerstags von 
8:00 bis 16:00 Uhr, freitags von 8:00 bis 16:00 Uhr im Zeitraum vom 
25.05.2021 bis 11.06.2021 niedergelegt.  

Hinweise:
I.
Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustande ge-
kommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang 
an gültig zustande gekommen.

Dies gilt nicht, wenn
1. 	die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. 	Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung 

oder die Bekanntmachung 
	 der Satzung verletzt worden sind, 
3. 	der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO 

wegen Gesetzwidrigkeit 
	 widersprochen hat, 
4. 	vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 

a)	 die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b)	 die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift gegenüber 

der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Nummern 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

II.
Für die vorstehende Satzung besteht keine Genehmigungspflicht aus 
dem Baugesetzbuch in der zur Zeit geltenden Fassung.

III.
Gemäß § 215 BauGB gilt für die Frist der Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften Folgendes:
Unbeachtlich werden
1. 	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten 
	 Verfahrens- und Formvorschriften,
2. 	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 

Verletzung der Vorschriften 
	 über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-

planes und
3. 	nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-

vorganges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

IV.
Über die Einsichtnahmemöglichkeiten in die Satzung und den Lageplan 
nach der Einsichtnahmefrist des § 8 Abs. 1 Nr. 2 KomBekVO, § 2 Abs. 1 
Nr. 2 BekS wird im Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung, Prager 
Straße 118-136 (Haus C), 04317 Leipzig im Zimmer C 6.033 informiert. ■

Leipzig, den 29.04.2021
gez. Jung

Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der Satzung über  
die Aufhebung der Sanierungssatzung  

„Zentraler Bereich Lindenauer Hafen“ nach § 162 BauGB
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Kartenmäßige Darstellung des Geltungsbereichs der öffentlichen Bekannt-
machung der Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Zent-
raler Bereich Lindenauer Hafen“ nach § 162 BauGB

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung
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Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 in öffentlicher Sitzung 
die Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Leipzig-Lin-
denau“ beschlossen. In § 2 der Aufhebungssatzung wird festgelegt, 
dass diese gem. § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit der Bekanntmachung 
rechtsverbindlich wird. 
Die Satzung hat folgenden Inhalt: 

Satzung
über die Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Leipzig-Lindenau“

Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat in seiner Sitzung am 28.04.2021 auf 
der Grundlage des § 4 der Sächsischen Gemeindeordnung und auf der 
Grundlage des § 142 des Baugesetzbuches, jeweils in der am Tag der Be-
schlussfassung geltenden Fassung, nachfolgende Satzung beschlossen:

§ 1
Die Satzungen über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
„Leipzig-Lindenau“ vom 17.02.1993, ortsüblich bekanntgemacht 
am 29.11.1993, und vom 18.11.1999, ortsüblich bekanntgemacht am 
08.01.2000, erneut beschlossen am 19.06.2013 und ortsüblich bekannt-
gemacht am 29.06.2013, werden für den Bereich aufgehoben, der in dem 
als Anlage beiliegenden Lageplan schwarz umrandet ist. Der Lageplan 
ist Bestandteil dieser Satzung. Bei Zweifeln an der Einbeziehung von 
Grundstücken oder Grundstücksteilen ist die Innenkante der im Lage-
plan eingezeichneten Begrenzungslinie des Lageplans maßgeblich.

§ 2
Diese Aufhebungssatzung wird gemäß § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit 
der Bekanntmachung rechtsverbindlich.

Der Lageplan mit der Umgrenzung des Aufhebungsgebietes wird 
in Form der Ersatzbekanntmachung bekannt gemacht. Der hier 
im Amtsblatt für die Aufhebungssatzung des Sanierungsgebietes 
„Leipzig-Lindenau“ beigefügte Lageplan entspricht inhaltlich dem 
Original-Lageplan. Maßgeblich ist jedoch der ersatzbekanntgemachte 

Öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die  
Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Leipzig-Lindenau“ nach § 162 BauGB

Original-Lageplan. Der Lageplan wird 
von der Stadt Leipzig, Amt für Woh-
nungsbau und Stadterneuerung, Prager 
Straße 118-136 (Haus C), 04317 Leipzig; 
Zimmer C 5.003 zur kostenlosen Einsicht 
durch jedermann montags bis freitags 
von 9.00 bis 12.00, dienstags 13.00 bis 18.00 
Uhr und donnerstags 13.00 bis 16.00 Uhr 
im Zeitraum vom 25.05.2021 bis 11.06.2021 
niedergelegt. 

Hinweise:
I.
Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzun-
gen, die unter Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften der SächsGemO 
zustande gekommen sind, ein Jahr nach 
ihrer Bekanntmachung als von Anfang an 
gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht 

oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der 

Sitzungen, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind, 

3.	 der Bürgermeister dem Beschluss nach 
§ 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetz-
widrigkeit widersprochen hat, 

4.	 vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 

Kartenmäßige Darstellung des Geltungsbereichs der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung über die 
Aufhebung der Sanierungssatzung „Leipzig Lindenau“ nach § 162 BauGB

Kartengrundlage: 
Amt für Geoinformation und Bodenordnung

SächsGemO genannten Frist 
a) 	die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b) 	die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift gegenüber 

der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Nummern 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
II.
Für die vorstehende Satzung besteht keine Genehmigungspflicht aus 
dem Baugesetzbuch in der zur Zeit geltenden Fassung.
III.
Gemäß § 215 BauGB gilt für die Frist der Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften Folgendes:
Unbeachtlich werden
1. 	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2. 	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
IV.
Über die Einsichtnahmemöglichkeiten in die Satzung und den Lageplan 
nach der Einsichtnahmefrist des § 8 Abs. 1 Nr. 2 KomBekVO, § 2 Abs. 
1 Nr. 2 BekS wird im Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung, 
Prager Straße 118-136 (Haus C), 04317 Leipzig im Zimmer C 6.033 
informiert.■

Leipzig, den 29.04.2021
gez. Jung

Oberbürgermeister
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Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 in öffentlicher Sitzung 
die Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Neustädter 
Markt“ beschlossen. In § 2 der Aufhebungssatzung wird festgelegt, 
dass diese gem. § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit der Bekanntmachung 
rechtsverbindlich wird. 
Die Satzung hat folgenden Inhalt: 

Satzung
über die Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Neustädter Markt“

Der Stadtrat der Stadt Leipzig hat in seiner Sitzung am 28.04.2021 auf 
der Grundlage des § 4 der Sächsischen Gemeindeordnung und auf der 
Grundlage des § 142 des Baugesetzbuches, jeweils in der am Tag der Be-
schlussfassung geltenden Fassung, nachfolgende Satzung beschlossen:

§ 1
Die Satzungen über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
„Neustädter Markt“ vom 19.02.1992, ortsüblich bekanntgemacht 
am 17.08.1992, und vom 10.12.2003, ortsüblich bekanntgemacht am 
10.01.2004, erneut beschlossen am 19.06.2013 und ortsüblich bekannt-
gemacht am 29.06.2013, werden für den Bereich aufgehoben, der in dem 
als Anlage beiliegenden Lageplan schwarz umrandet ist. Der Lageplan 
ist Bestandteil dieser Satzung. Bei Zweifeln an der Einbeziehung von 
Grundstücken oder Grundstücksteilen ist die Innenkante der im Lage-
plan eingezeichneten Begrenzungslinie des Lageplans maßgeblich.

§ 2
Diese Aufhebungssatzung wird gemäß § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit 
der Bekanntmachung rechtsverbindlich.

Öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die  
Aufhebung der Sanierungssatzung 

„Neustädter Markt“ nach § 162 BauGB

Der Lageplan mit der Umgrenzung des Aufhebungsgebietes wird 
in Form der Ersatzbekanntmachung bekannt gemacht. Der hier 
im Amtsblatt für die Aufhebungssatzung des Sanierungsgebietes 
„Neustädter Markt“ beigefügte Lageplan entspricht inhaltlich 
dem Original-Lageplan. Maßgeblich ist jedoch der ersatzbekannt-
gemachte Original-Lageplan. Der Lageplan wird von der Stadt 
Leipzig, Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung, Prager 
Straße 118-136 (Haus C), 04317 Leipzig; Zimmer C 5.003 zur kos-
tenlosen Einsicht durch jedermann montags bis freitags von 9.00 
bis 12.00, dienstags 13.00 bis 18.00 Uhr und donnerstags 13.00 bis 
16.00 Uhr im Zeitraum vom 25.05.2021 bis 11.06.2021 niedergelegt. 

Hinweise:

I.
Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von An-
fang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Geneh-

migung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
sind, 

3.	 der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO 
wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 

4.	 vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 
a) 	die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat 

oder
b) 	die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift gegenüber 

der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden 
ist.

Ist eine Verletzung nach den Nummern 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGe-
mO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

II.
Für die vorstehende Satzung besteht keine Genehmigungspflicht aus 
dem Baugesetzbuch in der zur Zeit geltenden Fassung.

III.
Gemäß § 215 BauGB gilt für die Frist der Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften Folgendes:
Unbeachtlich werden
1. 	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2. 	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

IV.
Über die Einsichtnahmemöglichkeiten in die Satzung und den Lage-
plan nach der Einsichtnahmefrist des § 8 Abs. 1 Nr. 2 KomBekVO, § 2 
Abs. 1 Nr. 2 BekS wird im Amt für Wohnungsbau und Stadterneue-
rung, Prager Straße 118-136 (Haus C), 04317 Leipzig im Zimmer C 
6.033 informiert. ■

Leipzig, den 29.04.2021
gez. Jung

Oberbürgermeister

Kartenmäßige Darstellung des Geltungsbereichs der öffentlichen Bekannt-
machung der Satzung über die Aufhebung der Sanierungssatzung „Neu-
städter Markt“ nach § 162 BauGB

Kartengrundlage: 
Amt für Geoinformation und Bodenordnung
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Das Amt für Stadtgrün und Gewässer, Abt. Friedhöfe, gibt bekannt, 
dass die aufgeführten Gruppen der jeweiligen Abteilungen auf den 
erwähnten Friedhöfen ab 31.12.2021 
gekündigt werden.  Alle Grabstätten, deren Nutzungsdauer abgelaufen 
ist, werden ab 01.01.2022 eingeebnet und beräumt.

Südfriedhof:
IX. Abteilung	 Gruppen 1 und 2
X. Abteilung	 Gruppe 8 		 Stellen 10 und 93 - 172 
XXIII. Abteilung	 Gruppe 4
		
Ostfriedhof:
I.	 Abteilung	 Gruppe G		 Reihen 4, 8 und 18
I.	 Abteilung	 Gruppe 7
II. 	Abteilung	 Gruppe 3		  Reihen H und J
			 
Nordfriedhof:
I.	 Abteilung	 Gruppe 7		  Stellen 16 - 24
II.	 Abteilung	 Gruppe 9		  Reihe A.20

Kleinzschocher:
I. 	 Abteilung	 Gruppe B		  Stellen 63 - 79
IV.	Abteilung	 Gruppe 3		  Reihe 9.12
		
Möckern:
I.	 Abteilung	 Gruppe 7		  Stellen 23 - 27			 
	

Anträge auf Freigabe von Grabmalen zur Beräumung der Grabstätten 
durch die bisherigen Verfügungsberechtigten können unter Vorlage 
des gültigen Grabscheines 
bis zum 30.09.2021 bei der Stadt Leipzig, Amt für Stadtgrün und 
Gewässer, Abt. Friedhöfe, Friedhofskanzlei, Friedhofsweg 3, 04299 
Leipzig, gestellt werden.
Vorhandene Grabsteine und Grabausstattungen sind bis zum 31.12.2021 
entfernen zu lassen.

Nach diesem Termin fallen sie entschädigungslos in die Verfügungs-
gewalt der Stadt Leipzig. Sofern Grabstätten von der Friedhofsver-
waltung abgeräumt werden, hat der jeweilige bisherige 
Verfügungsberechtigte der Grabstätte die Kosten zu tragen (§ 26 Abs. 3 
der geltenden Friedhofssatzung). ■

Kündigung von  
Reihengrabstätten auf  

kommunalen Friedhöfen

Das Amt für Stadtgrün und Gewässer, Abt. Friedhöfe, gibt bekannt, 
dass bei nachfolgend aufgeführten Grabstätten auf den kommunalen 
Friedhöfen 3 Monate nach dieser öffentlichen Bekanntmachung, ge-
mäß § 30 Absatz 1 und 3 der Friedhofssatzung für die Benutzung 
der von der Stadt Leipzig verwalteten Friedhöfe vom 15.12.2010, das 
Nutzungsrecht entschädigungslos entzogen wird.
Die Nutzungsberechtigten sind trotz mehrmaliger Hinweise ihren 
Pflichten nicht nachgekommen.
			 
Entzug Nutzungsrecht von Grabstellen auf dem kommunalen Ost-
friedhof 
			 
Grabstelle	 Verfallstag	 Verstorbener	
			 
I.6.36			  22.03.2035		 Aurich	
I.6.45			  24.06.2025		 Schleicher	
I.6.57			  08.12.2025		 Fiedler	
I.6.101		  13.05.2028		 Machno	
			 
II. Rab.145	 30.11.2026		 Reichstein	
II.2.P.1a		  07.01.2031		 Gitlain	
II.2.P.4		  19.04.2032		 Gitlain	
II.3.D.1b		 11.09.2023		 Bartsch	
II. 5.U2Rab.6	 20.02.2031		 Pönicke	
II.5U2Rab.83	 30.05.2030		 Kullmann	
			 
V.Rab.145	 26.09.2022		 Kretzschmar	
			 
X.12.Rab.42	 29.08.2026		 Samsohenko ■

Entzug des Nutzungsrechts 
von Grabstätten auf  

kommunalen Friedhöfen
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 den Entwurf 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 436 „Verbrauchermarkt 
Lindenthaler Hauptstraße“ gebilligt und die öffentliche Auslegung 
nach § 3 Absatz 2 BauGB beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit 
bekannt gemacht.

Der Beschluss ist im Stadtplanungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und 
kann zu den unten genannten Zeiten für die Dauer von zwei Wochen 
kostenlos eingesehen werden. 

Das Plangebiet befindet sich in Leipzig-Nordwest, im Ortsteil Linden-
thal, östlich der Lindenthaler Hauptstraße, in Höhe Kiesweg (entspre-
chend kartenmäßiger Darstellung). 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für einen neuen Verbrauchermarkt 
geschaffen werden.

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, die Begrün-
dung und die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen werden

vom 01.06.2021 bis 30.06.2021
im Neuen Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadtpla-
nungsamt, im Ausstellungsbereich vor den Zimmern 496-499, während 
der Dienststunden
	 Mo./Mi.		  8:00 Uhr – 15:00 Uhr
	 Di./Do. 		  8:00 Uhr – 16:00 Uhr
	 Fr. 			   8:00 Uhr – 12:00 Uhr
zur Einsicht öffentlich ausgelegt.

Wir weisen darauf hin, dass für den gesamten Zeitraum, zur angemes-
senen Berücksichtigung der aktuell geltenden Kontaktbeschränkungen 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 436  
„Verbrauchermarkt Lindenthaler Hauptstraße“,  

Leipzig-Nordwest – Öffentliche Auslegung des Planentwurfs

im Zusammenhang mit der Bewältigung der Corona-Pandemie, ein 
Hygienekonzept umgesetzt wird und dadurch bei hohem Besucher-
aufkommen Wartezeiten nicht ausgeschlossen werden können. Um 
telefonische Voranmeldung wird gebeten.
Zusätzlich können die gesamten Planunterlagen über die Webseite der 
Stadt Leipzig unter www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell sowie über 
das zentrale Landesportal des Freistaates Sachsen zur Bauleitplanung 
unter www.bauleitplanung.sachsen.de eingesehen werden.
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, den Beschluss im Internet 
über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig abzurufen unter 
https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-01942). 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben 
werden. Schriftliche Stellungnahmen richten Sie bitte an die Stadt 
Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig, oder per E-Mail an stadt-
planungsamt@leipzig.de. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben. 

Die in den vorliegenden Stellungnahmen genannten voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen beziehen sich insbesondere auf folgende Aus-
sagen und Hinweise:
•	 Kommunale Leipziger Wasserwerke Leipzig GmbH zu Wasser 

(Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, Ableitung und Einlei-
tung von Niederschlagswasser)

•	 Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau- und Verwaltungsgesell-
schaft mbH zu Boden/Wasser (Grundwasserstand, Hydrogeologie)

•	 Mitteldeutscher Verkehrsverbund GmbH zum Menschen (Er-
reichbarkeit des ÖPNV)

•	 Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
zu Boden (potentielle, erhöhte Radonkonzentration in Bodenluft, 
Baugrundbeschaffenheit), Altlasten (altenlastenrelevante Flächen 
in unmittelbarer Umgebung und mögliche Wechselwirkungen)

•	 Amt für Umweltschutz (AfU) zu Artenschutz (Baumpflanzun-
gen/Begrünung), Schallimmission (Verkehrs- und Gewerbelärm), 
Fläche (Stellplätze), Boden/Wasser (Niederschlagsversickerung, 
-ableitung, Regenwasserbewirtschaftung, Bodenversiegelung), 
Klima (Dachflächen- und Fassadenbegrünung, ober-/unterirdischer 
Abfluss, Begrünung), Energie (Nutzung erneuerbarer Energie)

•	 Stadtplanungsamt, SG Landschafts- und Grünordnungsplanung 
zu Klima (Dach- und Fassadenbegrünung, Art der Bodenversiege-
lung), Boden/Wasser (Versickerungsfähiger Bodenbelag), Arten-
schutz (Baumpflanzungen)

Darüber hinaus liegen folgende Arten umweltbezogener Informa-
tionen vor: 
•	 Artenschutzrechtliche Einschätzung von April 2017
•	 Biotoperfassung von April 2017
•	 Baugrunduntersuchung als geotechnischer Bericht von Oktober 

2017
•	 Schallimmissionsprognose von Mai 2018
•	 Erläuterung zur geplanten Grundstücksentwässerung von März 

2020
•	 Versickerungsnachweis von Februar 2020
•	 Umweltbericht: Für die Belange des Umweltschutzes wurde im 

Bauleitplanverfahren eine Umweltprüfung durchgeführt, in der 
die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 
und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet wurden. 
Der Umweltbericht ist Bestandteil der Begründung zum Entwurf 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und enthält Informatio-
nen und Aussagen zu den Auswirkungen auf Fläche, Boden (ins-
besondere Altlasten, Grundwasser), Klima/Luft, Pflanzen, Tiere, 
biologische Vielfalt, Landschaftsbild, Menschen (insbesondere 
Erholungspotenzial, Verkehrslärm, Gewerbelärm). ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 436 „Ver-
brauchermarkt Lindenthaler Hauptstraße“ (fett umrandet)

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

http://www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell
http://www.bauleitplanung.sachsen.de
https://ratsinfo.leipzig.de
mailto:stadtplanungsamt%40leipzig.de?subject=
mailto:stadtplanungsamt%40leipzig.de?subject=
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 die Auf-
stellung des Bebauungsplans Nr. 454 „Energieberg Leipzig-Seehausen“ 
nach § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB). Er ist im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, Martin-Luther-
Ring 4 - 6, 04109 Leipzig, Zimmer 498 niedergelegt und kann während 
der Dienststunden
Mo./Mi. 	 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do.		  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr. 		  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
für die Dauer von zwei Wochen kostenlos eingesehen werden, er ist 
auch im Internet über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig 
abrufbar unter https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-02319). 
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Bebauungsplan Nr. 454  
„Energieberg Leipzig-Seehausen“, Leipzig-Nord

Aufstellungsbeschluss 

Das Plangebiet befindet sich in Leipzig Nord, im Ortsteil Seehausen 
auf dem dortigen ehemaligen Deponiestandort zwischen Bundes-
autobahn A14, Bundesstraße B2 Maximilianallee, Podelwitzer Weg 
und dem Golfpark Leipzig (entsprechend kartenmäßiger Darstellung). 
Die Aufstellung des Bebauungsplans ist planungsrechtliche Grund-
lage, um auf dem Deponiekörper und den angrenzenden ehemaligen 
Betriebsflächen eine Photovoltaikanlage inklusive erforderlicher 
Nebenanlagen zu errichten und zu betreiben. Im Rahmen des Plan-
aufstellungsverfahrens wird geprüft, ob an diesem Standort außerdem 
Stromerzeugung unter Nutzung von Wasserstoff möglich ist.  ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 454 „Energieberg Leipzig-Seehausen“ (fett umrandet). 
Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung
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Bebauungsplan Nr. 462  
„Schulstandort am Bahngraben“, Leipzig-Nordwest

Aufstellungsbeschluss 
Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 die Auf-
stellung des Bebauungsplans Nr. 462 „Schulstandort am Bahngraben“ 
nach § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB). Er ist im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig, Zimmer 498, niedergelegt und kann während 
der Dienststunden
	 Mo./Mi. 		  8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
	 Di./Do.		  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
	 Fr. 			   8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
für die Dauer von zwei Wochen kostenlos eingesehen werden, er ist 
auch im Internet über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig 
abrufbar unter https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-02000). 
Das Plangebiet befindet sich in Leipzig Nordwest, im Ortsteil Lütz-
schena-Stahmeln nördlich der Halleschen Straße, entlang der Straße 
am Bahngraben (entsprechend kartenmäßiger Darstellung). 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplans werden die bauplanungs-
rechtlichen Rahmenbedingungen für die Errichtung einer Grundschule 
mit Hort, einschließlich Sporthalle und Schulsport-/Freianlagen ge-
schaffen. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 462 „Schulstandort am Bahngra-
ben“ (fett umrandet). Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bo-
denordnung
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Bebauungsplan Nr. 463  
„Nordwestlich der Straße Alte Messe“, Leipzig-Mitte

Aufstellungsbeschluss 
Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 28.04.2021 die Auf-
stellung des Bebauungsplans Nr. 463 „Nordwestlich der Straße Alte 
Messe“ nach § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB). Er ist im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig, Zimmer 498, niedergelegt und kann während 
der Dienststunden
	 Mo./Mi. 		  8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
	 Di./Do.		  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
	 Fr. 			   8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
für die Dauer von zwei Wochen kostenlos eingesehen werden, er ist 
auch im Internet über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig 
abrufbar unter https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-02282). 
Das Plangebiet befindet sich in Leipzig Mitte, im Ortsteil Zentrum Südost 
auf dem alten Messegelände, zwischen dem Einrichtungshaus Porta 
und der Straße Alte Messe (entsprechend kartenmäßiger Darstellung). 
Der Bebauungsplan ist planungsrechtliche Voraussetzung zum Neubau 
eines Bürogebäudes. Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplans wird 
der Bebauungsplan Nr. 379 „Einrichtungshaus auf der Alten Messe“, 
rechtskräftig seit dem 08.12.2012, in Teilen überplant. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 463 „Nordwestlich der Straße Alte 
Messe“ (fett umrandet). 

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung
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Über die Genehmigung der Veräußerung der nachstehenden Grund-
stücke ist nach § 2 des Grundstückverkehrsgesetzes (GrdstVG) zu ent-
scheiden. Es ist zu prüfen, ob ein erwerbsbedürftiger, erwerbsbereiter 
und erwerbstätiger Landwirt für die Grundstücke vorhanden ist.

Gemarkung 	
Flurstück		  Größe		  Nutzungsart
Portitz		
43/21			  0,6478 ha		  Grünland
Thekla		
435/5			  0,0427 ha		  Grünland

Landwirte, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb der Grund-
stücke interessiert wären, wird die Gelegenheit gegeben, der Stadt Leip-
zig, Liegenschaftsamt, Abt. Verwaltung, Sachgebiet Genehmigungen / 
zentrale Be-standsführung, 04092 Leipzig, unter Angabe des AZ.: 23.43/
be-23.17.02 und der Reg. Nr.: 0061/21 bis zum 04.06.2021 ihr Erwerbs-
interesse schriftlich zu bekunden und mitzuteilen, welchen Preis sie 
bei einer eventuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden. ■

Öffentlicher Hinweis zur  
Veräußerung

von landwirtschaftlichen  
Grundstücken

Über die Genehmigung der Veräußerung des nachstehenden Grund-
stückes ist nach § 2 des Grundstückverkehrsgesetzes (GrdstVG) zu 
entscheiden. Es ist zu prüfen, ob ein erwerbsbedürftiger, erwerbsbe-
reiter und erwerbstätiger Landwirt für das Grundstück vorhanden ist.

Gemarkung 	
Flurstück		  Größe		  Nutzungsart

Hartmannsdorf
51/2				    0,7096 ha	 Grünland

Landwirte, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb des Grund-
stückes interessiert wären, wird die Gelegenheit gegeben, der Stadt 
Leipzig, Liegenschaftsamt, Abt. Verwaltung, Sachgebiet Genehmi-
gungen / zentrale Bestandsführung, 04092 Leipzig, unter Angabe des 
AZ.: 23.43/be-23.17.02 und der Reg. Nr.: 0065/21 bis zum 04.06.2021 
ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu bekunden und mitzuteilen, welchen 
Preis sie bei einer eventuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten 
würden. ■

Öffentlicher Hinweis zur  
Veräußerung

von landwirtschaftlichen  
Grundstücken
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung gewerblicher 
Räumlichkeiten zu Räumlichkeiten einer Fachoberschule – Semper 

Schulen, Hohe Straße 9“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 1071/3
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leip-
zig hat als untere Bauaufsichtsbehörde unter dem Aktenzeichen 
63-2020-010411-SB-63.22-CHC einen Bescheid mit folgendem ver-
fügenden Teil erlassen:
(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung 

gewerblicher Räumlichkeiten zu Räumlichkeiten einer Fachober-
schule - Semper Schulen, Hohe Straße 9“, Leipzig, Gemarkung 
Leipzig, Flurstück 1071/3 im Genehmigungsverfahren nach § 64 
Sächsische Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

(2)	Mit der Baugenehmigung wird folgende Abweichung zugelassen: 
Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 50 SächsBO dahingehend, dass eine bestehende Rampe mit 
der Neigung von 6,5% erhalten bleiben kann.

(3)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

(4)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung und Denkmalpflege, Abt. Zentrum/Sonderbauten, SG Son-
derbauten; Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: 
Prager Straße 118-122, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Teilbaugenehmigung und die Verfahrensakte kön-
nen im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung bei der Bauberatung des 
Amtes für Bauordnung und Denkmalpflege unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-89 22 oder E-Mail abd.bauberatung@leipzig.de gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3) Sächsische Bauordnung (SächsBO) 
über die Erteilung einer Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umbau und  

Aufstockung Kesselhaus und Langbau; 7 neue Büroeinheiten ohne erhebl. Besucher-
verkehr; Umnutzung ehem. Kesselraum und Gaststätte zu Büroeinheiten, Umnutzung 

Werkstatt zu Mehrzweckraum für Gymnastik / Entspannung / Kindertanz,  
Holbeinstraße 29“, Leipzig, Gemarkung Schleußig, Flurstücke 94, 30/21

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 27.04.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2020-015156-VV-63.31-UKR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umbau und Aufstockung 

Kesselhaus und Langbau; 7 neue Büroeinheiten ohne erhebl. Be-
sucherverkehr; Umnutzung ehem. Kesselraum und Gaststätte zu 
Büroeinheiten, Umnutzung Werkstatt zu Mehrzweckraum für 
Gymnastik / Entspannung / Kindertanz, Holbeinstraße 29“, Leipzig, 
Gemarkung Schleußig, Flurstücke 94, 30/21, im Genehmigungsver-
fahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) 
ist erteilt.

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

(2) Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen, Aus-
nahmen und Befreiungen zugelassen:

•	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderun-
gen aus § 30 SächsBO dahingehend, dass die zulässige Brand-
abschnittslänge geringfügig überschritten wird.

•	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 35 Abs. 1 SächsBO dahingehend, dass die notwendige Treppe 
der Büroeinheit 1 ohne notwendigen Treppenraum vorgesehen 
ist.

•	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 33 Abs. 1 SächsBO dahingehend, dass für die Nutzungs-
einheit 3 als 1-Raum-Büro mit ebenerdigen Zugang/ Ausgang 
unmittelbar ins Freie kein 2. Rettungsweg vorgesehen ist.

•	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 6 Abs. 3 SächsBO dahingehend, dass sich die Abstands-
flächen auf dem Grundstück überdecken dürfen.

•	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 6 Abs. 2 SächsBO dahingehend, dass die Abstandsflächen 
des Bestandsgebäudes auf die Nachbargrundstücke mit den 
Flurstücksnummern 100 und 101 der Gemarkung Schleußig 
fallen.

(3) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

(4) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. West, SG Südwest; Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-51 27 gebeten. ■
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung eines Hinterhauses  
mit 8 Wohneinheiten, Wurzner Straße 89“, Leipzig,  

Gemarkung Sellerhausen, Flurstück 307b
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 28.04.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2020-014679-VV-63.40-SGR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1	 Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung eines Hinter-

hauses mit 8 Wohneinheiten, Wurzner Straße 89“, Leipzig, Gemar-
kung Sellerhausen, Flurstück 307b, im Genehmigungsverfahren nach 
§ 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen, Aus-
nahmen und Befreiungen zugelassen (nur das aufnehmen, was im 
konkreten Fall zutrifft): Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO 
von den Anforderungen aus § 6 (3) SächsBO dahingehend, dass 
Abstandsflächen sich nicht überdecken dürfen.

(3) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

(4) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. Ost, SG Nordost; Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-89 26 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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